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Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Populismus in Lateinamerika reicht 
von Positionen, die ihn als Bedrohung der Demokratie betrachten, durch die autoritäre 
Regime entstehen können, bis zu Interpretationen, die ihn als Umwälzungsbewegung 
begreifen, über die ausgrenzende institutionelle Systeme demokratisiert werden. 

Die klassischen Populismen traten generell im Kontext von Krisen oligarchischer Ord-
nungen auf, die breite Bevölkerungsschichten marginalisierten. Daher verstanden sie 
unter Demokratie weniger die Einhaltung der Normen und die Anerkennung der Insti-
tutionen der liberalen Demokratie als vielmehr, die Besetzung öffentlicher Räume, von 
denen Arme und Nichtweiße ausgeschlossen waren. 

Nach Ansicht zahlreicher Wissenschaftler_innen haben Hugo Chávez in Venezuela, 
Rafael Correa in Ecuador und Evo Morales in Bolivien eine Erneuerung der Demokratie 
bewirkt. Expert_innen, die sich auf den liberalen Aspekt der Demokratie konzentrieren, 
der die Rechte der Opposition, den Pluralismus und die staatsbürgerlichen Freiheiten 
garantiert, kommen allerdings zu einer entgegengesetzten Einschätzung. Die Kritik an 
den autoritären Zügen der genannten Regierungen ist sicher zutreffend; gleichwohl sind 
auch ihre inklusionsfördernden und demokratisierenden Aspekte zu berücksichtigen.  

Der Populismus stellt weder eine inhärente Bedrohung für die Demokratie noch ihre 
Rettung dar. Während er einerseits die Demokratie erneuert und die sozialen Ungleich-
heiten und alltäglichen Demütigungen der Armen und Nichtweißen politisiert, kann er 
andererseits Repräsentationsformen hervorbringen, die in der Anti-Utopie (Dystopie) 
der Einheit zwischen dem Volk und dem Willen einer Führerfigur die gesellschaftliche 
Vielfalt leugnen.

n 

n

n

n

Populismus in Lateinamerika 
Zwischen Demokratisierung und Autoritarismus





1

Carlos de la Torre  |  Populismus in Lateinamerika

1.	D as Erbe des klassischen Populismus: Die 1940er bis 1970er Jahre �  2

2.	D ie Mehrdeutigkeit des Neopopulismus: Die 1990er Jahre �  3

3.	D er radikale Populismus: Feind oder Retter der Demokratie? �  5

4.	 Partizipation: Unterschiede zwischen den Linkspopulisten �  7
4.1 	Chávez: Partizipatorische und protagonistische Demokratie �  7
4.2 	Correa: Expertenelite statt Partizipation �  8
4.3 	Morales: Das Prinzip der kommunalen Demokratie �  9

5.	 Zum Verhältnis von Populismus und Volk �  10

6.	S chlussfolgerungen �  12

	L iteratur �  14

Inhalt



2

Carlos de la Torre  |  Populismus in Lateinamerika

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Ver-
hältnis zwischen Populismus und Demokratisierung in 
Lateinamerika ist sehr vielschichtig. Dieser Beitrag be-
trachtet daher zunächst den klassischen Populismus von 
den 40er Jahren bis in die 70er Jahre des 20. Jahrhun-
derts sowie den Neopopulismus der 1990er Jahre. Vor 
diesem Hintergrund wird anschließend der gegenwärti-
ge Linkspopulismus, für den die Regierungssysteme von 
Hugo Chávez1 in Venezuela, Rafael Correa in Ecuador 
und Evo Morales in Bolivien stehen, näher untersucht. 
Zudem sollen in dieser Analyse die wissenschaftliche 
Konzeption des Populismus und seine positiven wie ne-
gativen Wirkungen für die Demokratisierung in der Re-
gion erläutert werden.

1. Das Erbe des klassischen Populismus: 
Die 1940er bis 1970er Jahre

Für Gino Germani war der Populismus eine Form autori-
tärer Herrschaftsausübung, die bewirkte, dass jene, die 
von der Politik ausgeschlossen waren, einbezogen wur-
den. Es handelte sich um ein Phänomen, das mit dem 
Übergang traditioneller Gesellschaften zur Moderne ein-
herging. Der »zügig voranschreitende Prozess der Indus-
trialisierung und massenhaften Urbanisierung« brachte 
eine »breite, innerhalb kurzer Zeit gewachsene untere 
Gesellschaftsschicht« hervor, die »keinerlei Gewerk-
schaftserfahrung hatte und zum genannten Zeitpunkt 
auch noch nicht von den bereits bestehenden Arbei-
terparteien politisch sozialisiert worden war« (Germani 
1971: 322). Zwischen Juan Domingo Perón und seiner 
Basis in Argentinien bestand ein persönliches, auf Cha-
risma beruhendes Verhältnis. Seine Besuche in Betrieben 
und bei Gewerkschaften sowie die Massenkundgebun-
gen »in Verbindung mit dem umfassenden Einsatz der 
Massenmedien, vor allem des Radios« waren »wesent-
liche Faktoren für die Konstruktion der Figur Perons als 
›Mann der Stunde‹, der als Einziger imstande war, den 
Arbeitern zu helfen« (Germani 2010: 618).

Perón wurde, wie es Germani ausdrückte, zum »kraft-
vollen Symbol eines mythischen Zeitalters« (Germani 
2010: 619). Seiner Ansicht nach war die Führung Perons 
in einer »im Land gewachsenen politischen Kultur be-
gründet (...), die nicht nur auf der passiven Akzeptanz 

1.	 Hugo Chávez war von 1999 bis zum seinem Tod 2013 Staatspräsident 
von Venezuela.

eines autoritären, durch die Tradition legitimierten oder 
aufgrund seines Charismas akzeptierten Machthabers 
beruhte, sondern auch im Bewusstsein des Rechts auf 
Partizipation verankert war« (Germani 2010: 627). Der 
»anorganischen Demokratie« im Sinne Germanis liegt 
ein Verständnis von Demokratie als politische Partizipa-
tion, die nicht institutionell vermittelt wird, zugrunde; 
sie kann der Gefolgschaft autoritärer Führungen nach-
geordnet sein. Nach Auffassung Germanis besteht die 
Gefahr eines Rückfalls moderner Gesellschaften in den 
Autoritarismus oder sogar den Totalitarismus. National-
populäre Regierungssysteme stehen beispielhaft für das 
tiefergehende Spannungsverhältnis zwischen »gesell-
schaftlicher Säkularisierung und der für die Integration 
notwendigen Beibehaltung eines präskriptiven Kerns«, das 
in den Autoritarismus münden kann (Germani 1978: 7).

Die Dependenztheorie der 1960er Jahre verstand den Po-
pulismus als einen mit der Politik der Importsubstitution  
verknüpften Abschnitt in der Geschichte Lateinamerikas 
(Ianni 1973; Weffort 1998). Demnach traten Populismen 
im Kontext der Krise oligarchischer Ordnungen auf, die 
zwar ihre Legitimität aus dem Liberalismus bezogen, 
jedoch breite politische Schichten durch Betrug und  
Beschränkungen des Stimmrechts marginalisierten. Es 
handelte sich um schichtenübergreifende Bewegun-
gen des Industriebürgertums, der Mittelschicht und des 
Proletariats. Die national - populären Regierungssyste-
me wurden als demokratiefördernd wahrgenommen; 
schließlich erweiterten sie die Wählerbasis und bezogen 
ihre Legitimität aus nicht zu beanstandenden Wahlsie-
gen. Die populistische Wirtschaftspolitik dieser Zeit be-
trieb eine Umverteilung des Einkommens, erhöhte die 
Mindestlöhne und unterstützte die Bildung von Gewerk-
schaften. In vielen Fällen erfolgten strukturelle Transfor-
mationen wie etwa Landreformen. Gleichzeitig handelte 
es sich um Regierungen, die in den rassistischen Gesell-
schaften auch die ärmsten Gruppen und die nichtweiße 
Bevölkerung miteinbezogen und diese als die wahren 
Vertreter_innen der Nation darstellten. 

Trotz der autoritären Züge der populistischen Führer_in-
nen, die die Arbeiterschaft mit Hilfe ihrer Demagogie 
manipulierten, die organisierte Linke angriffen und die Ar-
beitnehmer_innen durch Vergünstigungen kooptierten  
(Ianni 1973), erkennt die Dependenztheorie - Litera-
tur vor allem ihre Auswirkungen auf die »grundsätzli-
che Demokratisierung Lateinamerikas« (Vilas 1995) an.  
Diese stützte sich auf wirtschaftliche Umverteilungs-
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politiken, Nationalismus, Staatsinterventionen und die 
Förderung der Selbstorganisation und Partizipation der 
Bevölkerung. 

Das Erbe dieser Einbeziehung der Bevölkerung unter 
populistischem Vorzeichen kommt im lateinamerikani-
schen Demokratieverständnis zum Ausdruck. Enrique 
Peruzzotti (2008, 2013) weist darauf hin, dass die de-
mokratische Glaubwürdigkeit des Populismus zwar auf 
sauberen Wahlen beruhe, Populisten jedoch der Ansicht 
seien, dass die Wählerschaft nach erfolgter Wahl dazu 
verpflichtet sei, sich politisch der Führerfigur zu unter-
werfen. So erklärte zum Beispiel Perón: »Wir haben 
dem argentinischen Volk die Möglichkeit gegeben, sich 
in den freiesten und ehrlichsten Wahlen der argentini-
schen Geschichte zwischen uns und unseren Gegnern 
zu entscheiden. Das Volk hat uns gewählt, damit ist die-
ses Dilemma gelöst. In Argentinien wird jetzt gemacht, 
was wir sagen.« (Peruzzotti 2008: 109) Dieses Demokra-
tieverständnis bezieht die Verfahren der Rechenschafts-
pflicht über die Wahlen hinaus nicht mit ein und lässt 
die Abläufe der liberalen Demokratie außer Acht. Denn 
während die Führerfigur den Wunsch des Volkes nach 
Veränderung verkörpert, werden die Mechanismen zum 
Minderheitenschutz als hinderlich für den Ausdruck des 
Volkswillens angesehen, der sich in der Führerfigur wi-
derspiegelt. Die Repräsentation im populistischen Sinn 
postuliert demnach die Interessengleichheit von Volk 
und Führerfigur, die sich selbst zum Symbol und zur 
Inkarnation der Nation macht. Liberale Repräsentati-
onsformen und die institutionellen Verfahren der reprä-
sentativen Demokratie gelten als Hindernisse für den 
Ausdruck des Willens der Bevölkerung.

Der Populismus verstand unter Demokratie nicht so sehr 
die Einhaltung der Normen und die Anerkennung der 
Institutionen der liberalen Demokratie als vielmehr die 
Besetzung öffentlicher Räume, von denen Arme und 
Nichtweiße ausgeschlossen waren (de la Torre 2007). Im 
Unterschied zu den Formen liberaler Partizipation, de-
nen es darum geht, »ein auf der Institutionalisierung der 
Partizipation der Bevölkerung und auf dem Rechtsstaat 
beruhendes System umzusetzen«, stützen sich die popu-
listischen Formen eher auf eine ästhetische und liturgi-
sche als eine institutionelle Einbeziehung (Álvarez Junco 
1994: 26). »Die Führerfigur verbreitet die Mythen und 
Symbole, die das ›Volk‹ als legitimen Träger der nationa-
len und demokratischen Werte ausweist und konstruiert 
die Riten und Festlichkeiten, aus deren Anlass das neu 

hervortretende kollektive Subjekt die neue Bürgerreligi-
on in Kraft setzt.« (Àlvarez Junco 1994: 25f) So versam-
melten sich zum Beispiel am 23.  September 1945 die 
Anhänger_innen der kolumbianischen Führerfigur Jorge 
Eliécer Gaitán in der Stierkampfarena »El circo de Santa 
María« von Bogotá, wo die »Passionswoche« der Ge-
folgschaft Gaitáns ihren Abschluss fand. Ihre Euphorie 
nach der Kundgebung – mit Sprechchören wie »in der 
Santa - María - Arena ist die Oligarchie gestorben« und 
»ob es ihr gefällt oder nicht, ob sie will oder nicht, es ist 
Gaitán, der zu ihr spricht« – ließ keine Zweifel hinsichtlich 
der Wirkung der Kundgebung auf die Teilnehmer_innen 
aufkommen, die sie als eine Veranstaltung für mehr De-
mokratie und zu ihrer eigenen Widerspiegelung in der 
Figur Gaitáns, des Anführers des Volkes, erlebt hatten 
(Braun 1985: 93‑99). 

Die Besetzung des öffentlichen Raums durch Aufmär-
sche, politische Kundgebungen und Versammlungen 
ging einher mit manichäischen Reden an das Volk, das 
als Verkörperung der »authentischen« Tugenden und 
Werte der Nation dargestellt wurde, und Äußerungen 
gegen die »korrupte und vaterlandslose« Oligarchie. 
Der Populismus ist ein Diskurs, der die Gesellschaft in 
zwei widerstreitende Lager teilt: das Volk gegen die Oli-
garchie. Aufgrund der erlittenen Entbehrungen ist das 
Volk der Bewahrer alles Authentischen, Guten, Gerech-
ten und Moralischen. Dem Volk steht das Gegen - Volk 
bzw. die Oligarchie gegenüber, die das Nichtauthenti-
sche, Schlechte, Ungerechte und Unmoralische darstellt. 
Damit erhält die Politik einen moralischen, beinahe reli-
giösen Charakter (de la Torre 1992). Für Kompromisse 
oder Dialoge gibt es keinen Spielraum, und sämtliche 
politische Konflikte werden als Auseinandersetzungen 
zwischen den gegensätzlichen Lagern in Szene gesetzt 
(Iazzetta 2012). 

Vertreter_innen der Dependenztheorie und Moderni-
sierungstheoretiker_innen gingen bei der Betrachtung 
des Populismus von einem Akkumulationsansatz aus, 
wonach das Phänomen als Typus eines Klassenbündnis-
ses, einer bestimmten wirtschaftlichen Verteilungspoli-
tik und Entwicklungsphase der Region definiert wurde 
(Weyland 2001). Nach Ansicht all derer, die den Po-
pulismus demnach vor allem als einen geschichtlichen 

2. Die Mehrdeutigkeit des Neopopulismus: 
Die 1990er Jahre
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Abschnitt zur Vertiefung der Demokratie verstanden 
(Lynch 1999; Quijano 1998), haben die Regierungen von 
Carlos Menem in Argentinien (1989‑1999) und Alberto 
Fujimori in Peru (1990‑2000) nichts mit Populismus zu 
tun. Denn ihre neoliberale Wirtschaftspolitik bildete eine 
Antithese zu Staatsdirigismus und nationalistischer Um-
verteilungspolitik und trug nichts dazu bei, die unteren 
Bevölkerungsschichten einzubeziehen, sondern beför-
derte vielmehr deren Ausgrenzung. 

Eine neue Gruppe von Wissenschaftlern, in erster Linie 
Politikwissenschaftler, betrachtete den Populismus nun 
nicht mehr vorrangig in Zusammenhang mit der Klassen-
struktur, den wirtschaftspolitischen Ansätzen zur Um-
verteilung sowie mit verschiedenen Entwicklungsphasen 
(Novaro 1996; Roberts 1995; Weyland 1996). Kurt Wey-
land (2001: 12) definierte den Populismus demzufolge 
als eine politische Strategie, um Macht zu erringen oder 
zu erhalten. Mit deren Hilfe streben personalistische 
Führerfiguren die direkte, nicht vermittelte und nicht in-
stitutionalisierte Unterstützung einer großen Anhänger-
schaft an. Weyland unterscheidet zwischen klassischem 
Populismus und Neopopulismus. Während der klassische 
Populismus ausgeschlossene Gruppen einbezog und In-
stitutionen oder Organisationen wie etwa Parteien die 
Führung übernahmen, geht es beim Neopopulismus um 
den Kampf gegen die politische Klasse; Parteigründun-
gen finden nicht statt, und die Wählerschaft wird mit 
Hilfe von Netzwerken mobilisiert, die bei jeder Wahl ak-
tiviert werden. 

In der Phase des Neopopulismus bildeten sich einige 
Gemeinsamkeiten zwischen charismatischen Führer-
figuren und Expert_innen heraus. Die neoliberalen 
Technokrat_innen stimmten mit den neopopulistischen 
Führerfiguren folglich darin überein, dass sie sich als 
Vertreter_innen des nationalen und des allgemeinen 
Interesses verstanden (Weyland 2001, 2003). Während 
die Neoliberalen jedoch dem Markt Vorrang gegenüber 
den Einzelinteressen einräumten, interpretierten die 
Neopopulist_innen ihre politische Führung als Ausdruck 
des Volkswillens, der über allem zu stehen hatte, ohne 
Parteien und ungehindert von Justiz und Parlamenten 
(Weyland 2006: 139). Mit den Neoliberalen teilten sie 
aber auch den Antagonismus gegenüber der politischen 
Klasse, da diese, um die Nutznießer der gescheiterten 
Importsubstitutionspolitik zu verteidigen und ihre Parti-
kularinteressen zu befriedigen, in den Markt eingegrif-
fen und sich des Willens der Bevölkerung bedient hatte. 

Gemeinsam war ihnen ebenso die Überzeugung, dass 
die Macht in der Exekutive konzentriert werden müss-
te, um tiefgreifende Reformen durchführen zu können. 
Die Harmonie zwischen neoliberalen Expert_innen und 
charismatischen Anführer_innen endete jedoch, nach-
dem sie die galoppierende Inflation »besiegt« hatten. 
Ab dem Zeitpunkt, an dem die Neopopulist_innen eine 
wachstums- und beschäftigungssteigernde Politik hät-
ten umsetzen müssen, fanden sie sich durch die tech-
nokratischen Empfehlungen der Neoliberalen eingeengt 
und besetzten die Spitzenpositionen in den Wirtschafts- 
und Finanzministerien neu (Weyland 2003: 1100). 

Einige Wissenschaftler_innen sind der Ansicht, dass der 
Neopopulismus eher mit der liberalen Demokratie zu 
vereinbaren ist als der klassische Populismus (Weyland 
2001: 16). Diese Einschätzungen stützen sich auf Unter-
suchungen über die Transformation des peronistischen 
Diskurses von Carlos Menem in Argentinien. Marcos 
Novaro (1998) argumentiert demnach, Menem habe 
das Merkmal des gesellschaftlichen Antagonismus aus 
dem peronistischen Diskurs entfernt. Nach dem Zusam-
menbruch der letzten Diktatur leitete die Justizialistische 
Partei2 einen Reformprozess ein. Die Peronisten akzep-
tierten die Demokratie und änderten ihre Sichtweise 
der politischen Auseinandersetzung. Frühere Feind_in-
nen wurden zu Gegner_innen, die das Recht hatten zu 
existieren und ihre Meinung zu äußern. Diese Wandlung 
innerhalb des peronistischen Diskurses lässt sich mit dem 
zunehmenden Gewicht der Menschenrechtsbewegung 
und ihres Diskurses sowie mit den Impulsen aus der 
Staatsbürger - Rhetorik erklären (Peruzzotti 1997). Diese 
Neuausrichtung änderte jedoch nichts am politischen 
Handeln Menems, der mit Hilfe von Notverordnungen 
und unter Berufung auf Sonderrechte der Exekutive wei-
ter regierte. 

Der Wandel innerhalb des peronistischen Diskurses er-
folgte zeitgleich mit der Krise der Arbeiterbewegung. Me-
nem nutzte ihre Spaltung geschickt aus und sicherte sich 
die Unterstützung einiger Gewerkschaftsführer_innen  
für Wirtschaftsreformen, die ihren kollektiven Einfluss 
weiter schwächten. Zudem suchte er die Nähe zu den 
mächtigsten Unternehmensgruppen und internatio-
nalen Organisationen. Seine ehemals nationalistische 
Partei wandelte sich zu einem glühenden Verfechter 

2.	 Die Justizialistische Partei wurde 1947 unter Juan Domingo Perón ge-
gründet und wird im Deutschen meist als Peronistische Partei bezeichnet. 
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der wirtschaftlichen Öffnung und der Globalisierung. 
Gleichwohl konnte er mit der Unterstützung der Ärms-
ten rechnen. Die mit Hilfe von Patronage und kliente-
listischen Netzwerken umgesetzten Programme zur 
Armutsbekämpfung hatten zur Folge, dass die peronisti-
schen Loyalitäten reaktiviert wurden. Nach Javier Auyero 
(1998) behielt der Peronismus in der Menem - Ära dem-
nach seine Symbolik bei, nicht aber seine Sozial- und 
Wirtschaftspolitik. 

Der Neopopulismus ließ sich jedoch nicht immer mit der 
liberalen Demokratie vereinbaren. Steven Levistky und 
James Loxton vertreten die Auffassung, dass der Popu-
lismus von Alberto Fujimori in Peru in eine kompetitiv-
autoritäre Regierung mündete. Dabei handelte es sich 
um eine Zivilregierung, deren Wahl zwar an der Wahlur-
ne erfolgte, jedoch in einem Kontext, in dem das Wahl-
umfeld systematisch die Regierungskandidat_innen 
begünstigte. Nach Ansicht der Autoren führen erfolg-
reiche Populismen zur Herausbildung von autoritären 
Regimen, die als solche am politischen Wettbewerb 
teilnehmen. Populisten sind Outsider, deren Sozialisa-
tion außerhalb demokratischer Spielregeln und einer 
kompromissorientierten parlamentarischen Politik statt-
gefunden hat. Ihr Auftreten erfolgt in erster Linie vor 
dem Hintergrund einer Krise der Parteien und anderer 
politischer Institutionen, vor allem aber des Parlaments. 
Mit der Machtübernahme erhalten sie das Mandat, der 
Vorherrschaft der traditionellen Politiker_innen ein Ende 
zu setzen und die Demokratie neu zu begründen. Laut 
Fujimori stützte sich die peruanische Demokratie allei-
ne aufs »Redenschwingen«, weshalb er versuchte, die 
Parteienherrschaft durch eine Form der Demokratie zu 
ersetzen, »die imstande ist, unsere Probleme effektiver 
zu lösen« (Levistky und Loxton 2012: 172). Er gelangte 
ohne den Rückhalt der Parteien an die Macht, während 
sich verschiedene Staatsorgane jedoch weiterhin in der 
Hand der etablierten Parteien befanden. Dadurch war 
für ihn der Anlass zum Angriff auf die Organe der re-
präsentativen Demokratie, wie etwa den Obersten Ge-
richtshof, den Kongress und das Wahlgericht, gegeben. 
In der Folge kam es zu institutionellen Krisen, die auf 
undemokratische Weise gelöst wurden. So verfügte 
Fujimori beispielsweise die willkürliche Schließung des 
Kongresses.

Guillermo O’Donnell verwendete den Begriff der »dele-
gativen Demokratie«, um die Regierungen Fujimori und 
Menem zu kennzeichnen. Die delegative Demokratie 

unterscheidet sich demnach insofern vom Demokratie-
verständnis der klassischen Populisten, als diese keine 
breiten Bevölkerungsschichten mobilisierte. Vielmehr 
handelte es sich um eine Elitendemokratie, die auf die 
Partizipation der breiten Bevölkerung verzichtete. Eben-
so wenig unterstützte sie Mechanismen, mit deren Hilfe 
die Rechenschaftspflicht über die Wahlen hinaus erfüllt 
wird (Peruzzotti 2013). Die delegative Demokratie geht 
zwar von sauberen Wahlen aus, achtet jedoch weder die 
Grundrechte noch die demokratischen Verfahrenswei-
sen, weil ihr zufolge den Wahlsieger_innen das Mandat 
übertragen wird, die Regierung gemäß ihren Vorstellun-
gen vom wohlverstandenen Interesse der Gemeinschaft 
zu führen. Die Präsident_innen geben sich als Personifi-
zierung der Nation aus, und da sie sich für die Retter_in-
nen des Vaterlandes halten, steht ihre Regierungspolitik 
nicht notwendigerweise im Einklang mit Wahlkampfver-
sprechen oder Vereinbarungen mit politischen Parteien, 
von denen sie unterstützt wurden. Die Führerfigur trägt 
die Verantwortung für das Schicksal der Nation, deshalb 
ist sie ununterbrochen einer Volksabstimmung über ihre 
Rolle als Quelle der Erlösung oder als Ursache des Un-
heils der Nation unterworfen. Teil dieser Logik ist der 
Zeitdruck, wodurch das Handeln von Regierung und Op-
position stets einem kurzfristigen Interessenkalkül folgt. 
Die Gesetze und das auf demokratischen Normen be-
ruhende Handeln zählen weniger als die direkte Aktion 
zugunsten dessen, was die Träger_innen des Volksman-
dats unter den wohlverstandenen Interessen der Nation 
verstehen. Die Möglichkeiten für Bündnisse und zum 
Dialog sind dabei begrenzt. Da sich die Präsident_innen 
als die Verkörperung des Willens der Nation begreifen, 
verspüren sie auch keine besondere Veranlassung, Ver-
einbarungen mit der Opposition zu treffen oder den 
Dialog mit ihr zu suchen. Dieser bleibt wiederum keine 
andere Wahl, als ähnlich wie die Regierung zu rechtlich 
zweifelhaften Mitteln zu greifen, um den Einfluss der 
Präsident_innen zu verringern.

3. Der radikale Populismus:  
Feind oder Retter der Demokratie? 

Hugo Chávez in Venezuela, Rafael Correa in Ecuador 
und Evo Morales in Bolivien ähneln insofern den Neo-
populist_innen, als dass sie gegen die Vorherrschaft der 
traditionellen Parteien Stellung bezogen. Im Unterschied 
zu den Neopopulist_innen steht jedoch ihre nationalis-
tische und auf Umverteilung ausgerichtete Wirtschafts-
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politik als Gegensatz zum Neoliberalismus. Damit sind 
sie eher mit den klassischen Populisten vergleichbar. 
Die genannten Linkspopulisten verstehen sich nicht als 
reguläre Politiker, die für eine bestimmte Zeit gewählt 
wurden (Montúfar 2013). Sie fühlen sich vielmehr als 
Träger einer mythischen Mission wie die Herbeiführung 
einer zweiten Unabhängigkeit. Ihr Ziel ist, demokrati-
sche Systeme zu erschaffen, die imstande sind, die De-
fekte der liberalen Demokratie zu überwinden. Chavez‘ 
Mission war die Anführung der bolivarischen Revoluti-
on, die den Sozialismus des 21.  Jahrhunderts und den 
»Estado comunal« (Kommunalen Staat) aufbauen sollte 
(López Maya / Panzarelli 2012). Rafael Correa ist dage-
gen die Führerfigur einer Bürgerrevolution, der es um 
die Rückgewinnung der nationalen Souveränität und 
die Unterstützung der Armen mit Hilfe von Umvertei-
lungspolitiken geht (Conaghan 2011; Montúfar 2013). 
Evo Morales hat sich letztlich eine antikolonialistische 
Kulturrevolution und den Aufbau einer plurinationalen 
Gesellschaft vorgenommen, in der die repräsentative 
Demokratie mit Formen der kommunalen und indigenen 
Demokratie koexistiert (Crabtree 2013; Mayorga 2012). 

Die wissenschaftliche Diskussion über das Verhältnis die-
ser Regierungen zur Demokratie reicht von Positionen, 
die sie als Alternativen zu den ausgrenzenden politischen 
Ordnungen der neoliberalen Parteienherrschaft verste-
hen, bis hin zu solchen, die sie als autoritär einstufen. 
Zahlreiche Wissenschaftler_innen vertreten die Auffas-
sung, dass Hugo Chávez, Rafael Correa und Evo Morales 
eine Erneuerung der Demokratie bewirkt haben. Ihr de-
mokratisches Mandat beruht auf ihrem Engagement für 
soziale Gerechtigkeit sowie auf einer Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, die der neoliberalen Ausrichtung ein Ende 
setzte. Der Staat spielt sowohl bei der Kontrolle der na-
türlichen Ressourcen als auch bei der Einkommensver-
teilung sowie dem Schutz der Ärmsten und am meisten 
Gefährdeten eine zentrale Rolle. Die genannten Regie-
rungen haben ihre Gesellschaften demokratisiert, indem 
sie partizipatorische verfassungsgebende Versammlun-
gen einberiefen, mit denen die Defizite der liberalen De-
mokratie behoben werden sollten. Neue Verfassungen 
wurden ausgearbeitet, mit deren Hilfe die Rechte aus-
gebaut und Modelle für eine partizipatorische, direkte 
– und im Fall Boliviens, kommunale – Demokratie ge-
schaffen wurden. Darüber hinaus siegten sie in sauberen 
Wahlen und es gelang ihnen, die korrupten politischen 
Eliten von der Macht zu verdrängen. Letztlich wird ar-
gumentiert, dass die Unter- und Mittelschicht ihre poli-

tische Partizipation steigern konnte, indem sie von den 
Regierungen in ihrer populistischen Rhetorik glorifiziert 
und symbolisch mit einbezogen wurde (Correa 2012; 
García Linera 2009; Raby 2006; Gallegos Ramírez 2010; 
Wilpert 2007). Einige Beobachter_innen halten diese 
Regierungen daher für Modelle, die sich auch zur Nach-
ahmung für eine weitere Demokratisierung der fortge-
schrittenen kapitalistischen Länder eignen könnten (Ali 
2008; Raby 2006).

Wissenschaftler, die den liberalen Aspekt der Demokra-
tie, der die Rechte der Opposition, den Pluralismus und 
die Grundrechte garantiert, ins Zentrum stellen, kom-
men allerdings zu einem entgegengesetzten Ergebnis. 
Sie vertreten die Ansicht, dass diese Regierungen auto-
ritär sind, weil sie die Macht in der Hand der Exekutive 
bündeln, die Oppositionellen als gegen die Interessen 
des Revolutionsprozesses agierende bösartige Feinde 
darstellen und restriktiv gegen die privaten Kommuni-
kationsmedien vorgehen. Zudem finden dort Wahlen 
unter Bedingungen statt, die die Amtsinhaber_innen be-
günstigen, ohne dass der Opposition dieselben Garan-
tien gewährt werden (Corrales 2005; Corrales / Penfold 
2011; Mayorga 2009; Weyland 2013). 

Indem in populistischen Regimen die Macht bei der 
Führerfigur konzentriert wird und die Gegenmächte 
eingeschränkt werden, entwickeln sie sich zu hybriden 
Regierungssystemen (Corrales / Penfold 2011: 149). Sie 
stellen eine neue Form des Autoritarismus dar, die sich 
demokratischer Instrumente wie zum Beispiel Wahlen 
bedient, um gleichzeitig mit der Demokratie unverein-
bare Resultate wie etwa den Ausschluss politischer Riva-
len zu fördern (Corrales 2005: 105). Kurt Weyland (2013) 
argumentiert, dass Chávez, Correa und Morales zu einer 
Zeit steigender Rohstoffpreise an die Macht kamen, was 
ihnen gegenüber dem Diktat der Märkte und den inter-
nationalen Institutionen eine autonomere Wirtschafts-
politik ermöglichte. 

Im Gegensatz zu den Rechtspopulisten Fujimori und 
Menem, die vorrangig die galoppierende Inflation be-
kämpften, setzen sich die oben genannten Linkspopulis-
ten für langfristige Strukturreformen wie den Abbau von 
Ungleichheit und Armut ein. Ihre staatsdirigistische Poli-
tik gibt ihnen eine stärkere Kontrolle über die Wirtschaft 
als die neoliberale Politik, die das Gewicht des Staates 
abgebaut hatte. Die Linkspopulisten sind Teil eines neu-
en antihegemonialen Blocks, der keine Unterstützung 
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der internationalen Institutionen anstrebt, sondern 
stattdessen antineoliberale Wirtschaftsbündnisse auf 
regionaler und internationaler Ebene ins Leben ruft. Da-
durch entgehen sie der dauernden Einengung durch die 
Empfehlungen und Verabschiedungen der multilateralen 
Institutionen, die sich für die demokratischen Freiheiten 
stark machen und als Verteidiger der Privilegien der 
überholten Ordnung angesehen werden. Unter Berück-
sichtigung aller genannten Faktoren kommt Weyland 
(2013) zu dem Schluss, dass die negativen Auswirkungen 
dieser Regierungssysteme auf die Demokratie länger an-
halten werden als die konjunkturbedingten Angriffe der 
Rechtspopulisten, deren Basis brüchiger war.

Ich teile die Kritik an den autoritären Zügen dieser Regie-
rungen sowie den normativen Ansatz, wonach das Feh-
len individueller Freiheitsrechte und starker Institutionen 
der Möglichkeit der selbstständigen Organisation und 
Ausdrucksfähigkeit der Zivilgesellschaft, unabhängig 
von staatlicher Einflussnahme, entgegensteht. Meiner 
Ansicht nach sind jedoch auch die inklusionsfördernden 
und demokratisierenden Aspekte, die mit diesen Regie-
rungen verbunden sind, zu berücksichtigen. Wie Robert 
Dahl erläutert, garantiert die Demokratisierung nicht nur 
das Recht der Opposition, zu gleichen Bedingungen am 
Wettbewerb teilnehmen, die Regierung kritisieren und 
alternative Meinungen vorbringen zu können. Demokra-
tisierung bedeutet auch, Partizipation und Inklusion zu 
fördern (Rovira 2011; Mudde / Rovira 2012). Misst man 
die linkspopulistischen Regierungen an diesen Maßstä-
ben, so verbessert sich ihre demokratische Glaubwürdig-
keit. Letzten Endes beruht ihre Legitimität auf sauberen 
Wahlsiegen, und ihre an den Bedürfnissen der Armen 
orientierte Sozialpolitik hat wesentlich zum Abbau der 
Ungleichheit beigetragen. Nach Angaben des von der 
VN Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die 
Karibik (CEPAL) herausgegebenen Berichts Sozialpano-
rama Lateinamerikas ging in Venezuela zwischen 2002 
und 2011 die Armut von 48,6 Prozent auf 42,4 Prozent 
zurück. In Ecuador fiel sie im gleichen Zeitraum von 
49  Prozent auf 32,4   Prozent und in Bolivien sank sie 
von 62,4 Prozent (2002) auf 42,4 Prozent im Jahre 2010 
(CEPAL 2012: 14).

Die linkspopulistischen Regierungen haben zwar durch 
ihre Politik im Allgemeinen, insbesondere aber durch 
ihre Wirtschaftspolitik dem Neoliberalismus ein Ende 
bereitet; in der Frage der Partizipation ihrer Bevölke-
rung setzen sie jedoch unterschiedliche Schwerpunkte. 
In Venezuela und Ecuador geht die politische Initiative 
von der Exekutive aus, während in Bolivien die sozialen 
Bewegungen der Regierungsarbeit Grenzen setzen und 
eigenständige Initiativen entwickeln. In Venezuela und 
Bolivien wurden zudem institutionelle Mechanismen ge-
schaffen, mit deren Hilfe die Partizipation insbesondere 
auf lokaler Ebene vertieft werden konnte, während sich 
die Partizipationsmöglichkeiten der Bevölkerung in Ecu-
ador auf das Wahlrecht beschränken. 

Unter der Regierung Chávez wurde das System der 
partizipatorischen und protagonistischen Demokratie 
eingeführt. Einige Autor_innen vertreten die Auffas-
sung, dass diese sich »von der bürgerlichen Demokra-
tie, also dem ausschließlich repräsentativen politischen 
System unterscheidet« und auf der »alltäglichen realen 
Machtausübung durch die breite Mehrheit der Bevöl-
kerung« beruht (Acosta 2007: 22). Zur Institutionali-
sierung der partizipatorischen und protagonistischen 
Demokratie schuf die Regierung Chávez mehrere In-
stanzen, von denen die bolivarischen Zirkel und die 
kommunalen Räte am besten erforscht sind. Die boli-
varischen Zirkel organisierten sich von 2001 bis 2004 
und spielten bei den Protesten gegen den Staatsstreich 
von 2002 gegen Chávez eine wichtige Rolle. Zweifellos 
haben die Zirkel die Partizipation der Bevölkerung ver-
stärkt und zur Politisierung von bis dahin ausgeschlos-
senen gesellschaftlichen Sektoren beigetragen, doch 
sie beruhten nicht auf der »Art von Autonomie, wie sie 
für eine Demokratie nötig ist« (Hawkins / Hansen 2006: 
127). Sie operierten bei der Ressourcenzuweisung nach 
klientelistischen Kriterien und stützten sich auf cha-
rismatische Vermittlungsmechanismen zwischen der 
Führerfigur und ihren Anhänger_innen, die eine Auto-
nomie der Basis unmöglich machten (Arenas / Gómez 
Calcaño 2006). 

4. Partizipation:  
Unterschiede zwischen den Linkspopulisten

4.1 Chávez:  
Partizipatorische und protagonistische Demokratie 
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Nach Chávez‘ Wahlsieg von 2006 erfolgte eine Radi-
kalisierung der Prozesse mit dem Ziel, den Sozialismus 
des 21.  Jahrhunderts und den Kommunalen Staat auf-
zubauen. Wie Chávez erklärte, »ist die Macht des Volkes 
die Seele, der Nerv, das Rückgrat, das Fleisch und das 
Wesen der bolivarischen Demokratie, der revolutionären 
Demokratie, der wahren Demokratie« (zit. nach Sosa 
2007: 52). Laut Regierung »sind die kommunalen Räte 
Räume, von denen aus die partizipatorische und prot-
agonistische Demokratie errichtet wird und dank derer 
die organisierten Gemeinschaften der repräsentativen 
Demokratie die direkte Demokratie entgegensetzen 
werden« (Maingón 2007: 128). Eine auf der Befragung 
von 1 200 kommunalen Räten beruhende Untersuchung 
zeigt, dass die Mehrzahl ihrer Vorhaben in die Bereiche 
öffentliche Infrastruktur, Stadtplanung und öffentliche 
Dienstleistungen fielen (Machado 2008: 32). Die Studie 
vertritt die Auffassung, dass »es sich um einen progres-
siven Prozess des Protagonismus und der Verantwortung 
der Basis zur Ausarbeitung kollektiver Antworten auf die 
Frage nach einem besseren Leben handelt« (Machado 
2008: 50). Kritisch hinterfragt werden positive Schluss-
folgerungen dieser Art hingegen von Untersuchungen, 
die auf die Gefahr hinweisen, dass der Staat »zwecks 
politischer und sozialer Kontrolle in das Leben der Kom-
munen eindringen könnte« (Reyna / D‘Elia 2009: 21). 
Diese Risiken werden durch die Rolle der Streitkräfte in 
den kommunalen Räten verstärkt, wo sie Verteidigungs-
komitees aufbauen; sie nehmen aber auch direkt auf die 
Projekte zur integralen Entwicklung und nationalen Mo-
bilisierung Einfluss (Reyna / D‘Elia 2009: 12). 

Eine Umfrage des Centro Gumilla hat herausgefunden, 
dass sich 84 Prozent der Befragten an den Aktionen der 
kommunalen Zentren beteiligen (Machado 2008: 23). 
Diese Ergebnisse werden jedoch nicht von allen Wissen-
schaftler_innen geteilt. So weist Margarita López Maya 
in ihren ethnografischen Untersuchungen zur Arbeit der 
partizipatorisch - demokratischen Institutionen in Cara-
cas (2008, 2010) darauf hin, dass sich die Beteiligung 
auf eine Gruppe bereits vorher politisierter Personen 
mit Erfahrungen auf dem Gebiet der Partizipation be-
schränkt, denen es schwerfällt, andere Mitglieder der 
Gemeinschaft miteinzubeziehen. 

Sowohl Kritiker_innen als auch Verfechter_innen der 
kommunalen Räte sind der Ansicht, dass sie mit densel-
ben Problemen wie die bolivarischen Zirkel konfrontiert 
werden. Sie konnten zwar den Partizipationsgrad und 

den Einfluss vorher ausgeschlossener gesellschaftlicher 
Gruppen erhöhen (Ellner 2010: 83), doch die Autonomie 
der von der Basis vorgelegten Vorschläge und Initiativen 
wurde durch die personalistische und charismatische 
Führung von Chávez reduziert (Ellner 2010; Sosa 2007; 
Wilpert 2007:195‑407). Der Journalist Ian Bruce weist 
außerdem zu Recht darauf hin, dass die kommunalen 
Räte von den einseitigen und zentralistisch getroffenen 
Entscheidungen des Präsidenten über den Umfang, den 
Zweck sowie die Art und Weise der Mittelzuweisung 
abhängig sind. Damit werden die Mitglieder der Räte 
zu »ausführenden Organen eng begrenzter öffentlicher 
Projekte, wodurch sich ihr politisches Potenzial als Archi-
tekten einer neuen Gesellschaft und eines neuen kom-
munalen Staates neutralisiert« (Wilpert 2007: 163).

4.2 Correa:  
Expertenelite statt Partizipation

Die Regierung Correa ist insofern anders, als sie weder 
die Partizipation auf lokaler Ebene unterstützt noch par-
tizipatorisch - demokratische Institutionen geschaffen 
hat. Correas Regierungssystem ist durch ein Miteinander 
von populistischem Diskurs und der Vorherrschaft von 
Technokrat_innen gekennzeichnet (de la Torre 2013). Für 
die Ausarbeitung der öffentlichen Politik, vom nationalen 
Entwicklungsplan bis zur Bildungs- und Kommunikati-
onspolitik der Regierung, ist eine Expertenelite zustän-
dig. Diese Experten_innen behaupten, im Namen der 
gesamten Nation zu sprechen und keine Partikular- oder 
korporativistischen Interessen, etwa von Lehrer_innen, 
indigener Bevölkerung oder öffentlichen Bediensteten, 
zu vertreten. Während die Führerfigur handelt, als ob 
sie den Willen des Volkes verkörperte, stehen die Tech-
nokrat_innen vermeintlich über den Partikularinteres-
sen und sehen sich daher in der Lage, Politikansätze zu 
entwickeln, die der Nation insgesamt zugutekommen. 
Führerfigur und Fachleute betrachten die Gesellschaft 
als einen leeren Raum, in dem sie neue Institutionen und 
Praktiken entwerfen können. Alle bestehenden Struk-
turen gelten als korrupt und müssen erneuert werden. 
Die Abwehrreaktionen der sozialen Bewegungen gegen 
die Durchdringung des Staates werden als Bestätigung 
ihrer Ansicht verstanden, dass eine Reihe egoistisch, 
partikularistisch und korporativistisch handelnder Feinde 
gegen das Projekt einer universellen Erlösung der Nation 
Widerstand leistet (Correa 2012; Quintero / Silva 2010). 
Ausgehend von der Annahme, dass sie dank des Wis-
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sens von Experten_innen und der vereinten Stimme des 
Volkes, die in der Führerfigur verkörpert wird, im Besitz 
der Wahrheit sind, halten sie den Dialog für überflüssig. 
Abweichende Meinungen gelten demnach als Verrat an 
ihrer Mission, Staat, Kultur, Wirtschaft und Gesellschaft 
eine neue Struktur zu geben. Als Folge davon unter-
gräbt die Regierung Correa, die mit dem Versprechen 
einer Bürgerrevolution angetreten war, die Fundamente 
einer autonomen Bürgerschaft und fördert stattdessen 
die Herausbildung einer dankbaren gesellschaftlichen 
Masse. 

Correas Konflikte mit der Indígena - Bewegung gehen 
beispielsweise auf unterschiedliche Sichtweisen hin-
sichtlich der Ausbeutung von natürlichen Ressourcen 
zurück. Nach Ansicht Correas steht der Bergbau für die 
Zukunft des Landes, weil er die Mittel zur Armutsbe-
kämpfung erwirtschaftet, wohingegen Indigene und 
Umweltschützer_innen alternative Entwicklungssys-
teme anstreben, die nicht von der Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen abhängig sind. Correas Ausei-
nandersetzungen mit der Indígena - Bewegung hängen 
aber auch damit zusammen, dass die Regierung die 
Steuerung des Projekts der interkulturellen Erziehung 
an Landschulen von den Indígena - Organisationen auf 
den Staat übertragen hat. Die Regierung verfolgt daher 
die Strategie, direkte Verbindungen mit der indigenen 
Basis aufzubauen, um die einflussreichste (indigene) 
Organisation, den Dachverband der indigenen Natio-
nalitäten Ecuadors (CONAIE), zu umgehen. Correa sieht 
die Indígenas und die arme Bevölkerung Ecuadors als 
Begünstigte der Umverteilungspolitik seiner Regierung. 
Artikulieren diese jedoch eigene Vorstellungen zu al-
ternativen Entwicklungsmodellen und demokratischen 
Strukturen, werden sie als »linke Kindsköpfe« stigma-
tisiert, oder es wird ihnen unterstellt, sie würden von 
ausländischen Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
manipuliert (de la Torre 2013).

4.3 Morales:  
Das Prinzip der kommunalen Demokratie

Evo Morales kam an die Macht, als die Proteste der so-
zialen Bewegungen gegen den Neoliberalismus und die 
Parteienherrschaft in der Hochphase waren. Seine Par-
tei, die Movimiento al Socialismo (MAS), hat ihren Ur-
sprung in sozialen Bewegungen sowie in Netzwerken, 
zu denen Gewerkschaften der Landarbeiter_innen und 

Indígena - Organisationen gehören. Nach John Crabtree 
(2013: 284) teilen diese Organisationen die Tradition der 
Problemdiskussion in der Gemeinschaft und der kollek-
tiven Entscheidungsfindung. Die Bewegungen besitzen 
eine politische Kultur aktiver Partizipation und drängen 
darauf, dass ihre Anführer_innen denen gegenüber  
Rechenschaft ablegen müssen, von denen ihnen die Ent-
scheidungsbefugnis übertragen wurde.

Wenn Präsident Morales seine Politik mit den sozi-
alen Bewegungen diskutiert, folgt er der Praxis der 
kommunalen Demokratie. So legte er zum Beispiel 
Gewerkschaften und Indígena - Organisationen einen 
Tätigkeitsbericht für sein erstes Regierungsjahr vor 
und bespricht mit ihnen seine öffentliche Politik, wie 
etwa das Erziehungsgesetz, seine Politik hinsichtlich 
des Coca - Anbaus oder zur sozialen Sicherung (Gar-
cía Linera 2009: 90). Auch wenn nach Ansicht einiger 
Wissenschaftler_innen für diese Treffen, die bis zu 20 
Stunden dauern können, das Prinzip der Partizipation 
aller Beteiligten gilt, vertreten andere die Auffassung, 
dass sie vorrangig auf der Durchsetzung der Kriterien 
von Morales beruhen. 

Das Verhältnis von Morales zu den sozialen Bewegun-
gen wird von Fernando Mayorga (2012) als »flexibel und 
instabil« bezeichnet, da es von der Kooptierung bis zur 
Unabhängigkeit reicht. So spielten zum Beispiel die im 
»Pacto de Unidad« (Einheitspakt) organisierten sozialen 
Bewegungen eine unabhängige und aktive Rolle in der 
verfassungsgebenden Versammlung Boliviens. Im Jahr 
2007 schlossen sie sich schließlich in der Nationalen 
Koordinierungsstelle für den Wandel (Conalcam) unter 
dem Vorsitz von Morales zusammen, um ihre Anhän-
ger_innen in einer Phase intensiver Auseinandersetzun-
gen mit der Opposition zu mobilisieren. Die sozialen 
Bewegungen gingen zur Unterstützung der Regierung 
auf die Straße und standen 2008, anlässlich des Amts-
enthebungsverfahrens gegen Morales, an der Spitze 
der Kampagne für den Präsidenten. Doch die sozialen 
Bewegungen ordnen sich Morales keineswegs unter. Im 
Jahr 2011 organisierten sie landesweite Proteste gegen 
eine Erhöhung der Benzinpreise und gegen den von der 
Regierung geplanten Bau einer Autobahn durch den 
TIPNIS - Nationalpark. 

Die Regierungen Chávez, Morales und Correa waren 
angetreten, die Ausgrenzung durch den Neoliberalismus 
zu beenden, die Qualität der Demokratie zu verbessern 
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und die Partizipations- und Repräsentationsdefizite der 
liberalen Demokratien zu beheben. Ihre Vorschläge zur 
Demokratisierung ließen jedoch die Verfahren der libe-
ralen Demokratie außer Acht, da sie diese als hinderlich 
für den Ausdruck des in der Führerfigur verkörperten 
Volkswillens erachteten. Stattdessen haben die genann-
ten Regierungen die Macht in der Hand der Exekutive 
konzentriert, ohne die Unabhängigkeit der anderen 
Staatsgewalten zu wahren; sie haben die Freiheit der pri-
vaten Medien eingeschränkt und letztlich die Spielräume 
der Opposition, sich unter gleichen Bedingungen an den 
Wahlen zu beteiligen, eingeengt (Corrales / Penfold 2011; 
López Maya / Panzarelli 2012; Conaghan 2011; Montúfar 
2013; Barrios 2008; Mayorga 2009). In Venezuela wur-
den Parallelgewerkschaften und von der Exekutive ab-
hängige Basisorganisationen gegründet, während wie in 
Ecuador die autonomen zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen zersplittert, geschwächt oder kooptiert werden. 
Im Unterschied zu Venezuela und Ecuador stützt sich die 
Führung von Morales in Bolivien jedoch auf soziale Be-
wegungen, die es nicht zulassen, dass er sich des Willens 
der Bevölkerung bemächtigt. 

5. Zum Verhältnis von  
Populismus und Volk

Für das Demokratieverständnis des Populismus nimmt 
der Begriff des Volkes eine zentrale Stellung ein. Der Po-
pulismus konstruiert Volk und Eliten als gegensätzliche 
Pole. Die populistischen Führerfiguren geben vor, die 
Wünsche und Tugenden des Volkes zu verkörpern; sie 
versprechen, dem Volk, die Macht zurückzugeben und 
es von der Herrschaft der politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Eliten zu erlösen. Dazu stellt die poli-
tische Philosophin Sofia Näström allerdings fest, dass 
»das Volk einer der meistgebrauchten und [gleichzeitig] 
missbrauchten Begriffe der politischen Geschichte ist« 
(2007: 324). Das Volk ist eine diskursabhängige Konst-
ruktion, die zur gleichen Zeit die gesamte Gesellschaft 
wie auch einen Teil dieser Gesellschaft, nämlich die 
Ausgeschlossenen, abbildet (Laclau 2005). Die Eliten 
verwenden den Volksbegriff nach wie vor, um die Mas-
sen als gefährlich zu diskreditieren und zu stigmatisie-
ren. Demnach behaupten sie, »das Gesindel« und »der 
Pöbel« stellten einen Angriff auf die Demokratie und 
die zivilisierte Gesellschaft dar. Auf der anderen Seite 
wird das Volk als »mythisches Wesen« verstanden. Das 
Volk »ist nicht nur die Quelle politischer Legitimität, 

sondern zugleich auch das Versprechen der Erlösung 
von Unterdrückung, Korruption und Banalität« (Cano-
van 2005: 123). 

Die auf die Visionen der Massenpsychologie des 19. Jahr-
hunderts sowie auf die Theorien der Massengesellschaft 
zurückgehenden Vorstellungen von der Gefährlichkeit 
der Massen sagen auch heute noch einiges darüber aus, 
wie Eliten und Medien in Lateinamerika das Volk dar-
stellen: Massen sind demzufolge angsterregend, weil sie 
irrational sind und gegen die Prinzipien der Demokratie 
verstoßen. Die Eliten konstruieren von den Ausgeschlos-
senen ein Bild, als seien sie für einen rationalen Diskurs 
unzugänglich. Dazu stellt Jaques Rancière (2010: 38) 
fest, dass die Worte einer Gruppe, wenn diese nicht als 
politisches Wesen anerkannt wird, letztlich auch nicht 
verstanden bzw. deren Äußerungen nicht als Diskurs 
wahrgenommen werden: Die römischen Patrizier wei-
gerten sich etwa, die von den Mündern der Plebejer 
gebildeten Laute als solche überhaupt zur Kenntnis zu 
nehmen (Rancière 2010: 37).

Daneben erfolgt auch eine Abgrenzung der rationalen 
Bürger_innen, die an Debatten im öffentlichen Raum 
teilnehmen, von den Massen, die sich alleine von ihren 
Emotionen leiten lassen. Seit Germani wurden irrationa-
le Darstellungen der Massen genutzt, um Anhänger_in-
nen des Populismus in die Nähe der Barbarei zu rücken. 

Als Gegengewicht zur Darstellung der Massenirratio-
nalität erfolgte eine Konstruktion des Volkes als Träger 
mythischer Tugenden. Jules Michelet, ein Historiker der 
Französischen Revolution, verstand das Volk als »den 
neuen Christus, der zwei Schätze in sich trägt: zum ei-
nen die Tugend der Opferbereitschaft und zum anderen 
instinktive Lebensformen, die weitaus wertvoller sind 
als alles sophistische Wissen der sogenannten gebilde-
ten Menschen« (zitiert nach Álvarez Junco 1987: 251). 
Der Populismus ist eine Politik der symbolischen und 
kulturellen Anerkennung der verachteten Unterschicht 
(Panizza 2013). Durch ihn werden die Erniedrigungen 
des Pöbels zu einer Quelle menschlicher Würde. Die 
Ausgeschlossenen sind der Ursprung aller Tugend, und 
wer sie erniedrigt und marginalisiert, wird Teil der ver-
achteten Oligarchie der »Vaterlandsverräter«. Populisten 
sind dafür bekannt, dass sie die Stigmata des Volkes in 
Tugenden verkehren. Perón erklärte die »Descamisados« 
(Hemdlosen) und die »Cabecitas negras« (Schwarz-
köpfchen) zu Träger_innen der wahren argentinischen 
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Nationalidentität. Ähnlich wurde das verschmähte und 
gefürchtete »Gesindel« Kolumbiens und Ecuadors zum 
geliebten und gesegneten Volk von Jorge Eliécer Gaitán 
und José María Velasco Ibarra3.

Der populistische Diskurs unterscheidet bei der Unter-
drückung aus schichtenspezifischen, ethnischen und 
kulturellen Gründen zwei unversöhnliche Lager: auf der 
einen Seite das Volk, das die Nation und alle mit der 
breiten Mehrheit der Bevölkerung in Zusammenhang 
gebrachten kulturellen, sozialen und politischen Äuße-
rungen umfasst, und auf der anderen Seite die bösartige 
und korrupte Oligarchie. Der Begriff »lo popular«4 ver-
knüpft die Vorstellung eines antagonistischen Konflikts 
zwischen zwei Gruppen mit der romantischen Idee von 
der natürlichen Reinheit und Güte des Volkes. Als Fol-
ge davon erscheinen alle diesem Begriff zugeordneten 
Äußerungen als eine homogene, feststehende und nicht 
ausdifferenzierte Einheit (Avritzer 2002: 72). Die popu-
listischen Führerfiguren handeln, als ob sie wüssten, wer 
das Volk ist und woraus sein Wille besteht. Dabei kon-
struieren sie ein Feindbild von denjenigen, die mit ihrer 
Vorstellung vom tugendhaften Volk nicht einverstanden 
sind. Diese Feind_innen stellen schließlich eine morali-
sche Bedrohung dar, die ausgelöscht werden muss. Das 
Volk steht also keinen Gegner_innen gegenüber, son-
dern moralischen Feind_innen. Vor diesem Hintergrund 
erklärte Chávez während eines Generalstreiks der Op-
position: »Das hier ereignet sich nicht zwischen Chávez 
und denen, die gegen Chávez sind, sondern zwischen 
Patrioten und Vaterlandsfeinden.« (Zúquete 2008: 105)

Populisten akzeptieren die demokratischen Spielregeln 
nicht. Sie streben eine Zerstörung der bestehenden 
institutionellen Ordnung an, um sie durch ein Regie-
rungssystem zu ersetzen, in dem das Volk nicht ausge-
schlossen wird. Im Unterschied zu den Politiker_innen, 
die unter der Voraussetzung handeln, dass sie nicht auf 
Dauer an der Macht sein werden, eröffnet die Fantasie 
von der Einheit des Volkes »das Tor zu einer Wahrneh-
mung der Ausübung von Macht als Besitz und nicht als 

3.	 Der fünfmalige Staatspräsident Ecuadors, José María Velasco Ibarra, 
gilt als einer der zentralen Politiker_innen des Landes im 20. Jahrhundert.

4.	 Die Vielschichtigkeit des Ausdrucks »lo popular« lässt sich im 
Deutschen nicht unter einen Begriff fassen. Für eine Diskussion siehe 
Canclini, Néstor García (1983): »¿De qué estamos hablando cuando 
hablamos de lo popular?«, in: Diálogos en la acción, primera etapa, 
2004, 153‑165, unter http://www.perio.unlp.edu.ar/catedras/system/
files/garcia_canclini_-_de_que_estamos_hablando_cuando_hablamos_
de_lo_popular.pdf.

zeitlich befristete Tätigkeit« (Arditi 2007: 83). Populisten 
konzentrieren die Macht in den Händen der Exekutive 
und beschränken den Handlungsspielraum der Oppo-
sition, so dass sie von der permanenten konspirativen 
Tätigkeit ihrer Feinde überzeugt sind. Ihr Ziel ist es, so 
lange an der Macht zu bleiben, bis sie Staat und Gesell-
schaft in ihrem Sinne verändert haben. Da das Volk als 
Plebs aufgefasst wird – als die Ärmsten der Armen und 
Ausgeschlossenen –, dient ihre Politik vor allem diesen 
gesellschaftlichen Schichten. Die Populisten wollen dem-
nach die Marginalisierten eingliedern, indem sie die ma-
teriellen Ressourcen umverteilen; dabei konfrontieren sie 
die Werte der Volkskultur mit der Beherrschung durch 
die Eliten und verleihen denen eine Stimme, die sich von 
der Politik entfernt haben oder von ihr ausgeschlossen 
werden. 

Dagegen setzen die im Namen des Volkes auftretenden 
sozialen Bewegungen der populistischen Neigung, das 
Volk als eine homogene Einheit zu konstruieren, und 
dem Streben der Führerfigur, sich als die Verkörperung 
des Volkswillens auszugeben, Schranken. So sah sich 
etwa die Regierung Morales in Bolivien zu Verhandlun-
gen mit sozialen Bewegungen gezwungen, denen es 
gelungen war, staatliche Initiativen zu bremsen. Correa 
und Chávez handelten hingegen, als seien sie die »vox 
populi« (Stimme des Volkes). Wahlsiege und hohe Popu-
laritätswerte wiesen sie daher nicht nur als die einzig le-
gitimen Vertreter, sondern auch als die Stimme und »die 
Verkörperung des Volkes« aus (Peruzzotti 2008: 110). 

Die mythischen Verklärungen des Volkes als Antwort auf 
die von den Eliten verwendeten Stigmata können auto-
ritäre Fantasien wecken. Wenn das Volk als homogen 
angesehen wird, wenn es in der Vorstellung als trans-
parent erscheint, wenn seine inneren Spaltungen nicht 
anerkannt werden und wenn behauptet wird, das einige 
Volk kämpfe gegen seine Feinde von außen, dann be-
steht die Gefahr, dass das autoritäre Bild vom »Volk als 
Einheit« entsteht (Lefort 1986). 

Nach Lefort bewegt sich die Moderne zwischen einem 
offenen Raum der Demokratie und einem Totalitarismus, 
der auf der Macht selbstherrlicher Führerfiguren beruht, 
die den offenen demokratischen Raum versperren. Le-
fort untersucht jedoch nicht, wann und unter welchen 
Bedingungen totalitäre Projekte aufgrund des von den 
Institutionen oder der Zivilgesellschaft geleisteten Wi-
derstands nicht zu autoritären Regimen werden (Ara-
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to 2012: 28). Ebenso wenig zieht er die Möglichkeit in 
Betracht, dass manche Regierungssysteme weder ganz 
und gar totalitär noch vollständig demokratisch sein 
können (Laclau 2005: 166). 

Der politische Philosoph Isidoro Cheresky arbeitet zur 
Analyse der Regierungen Chávez, Correa und Morales 
mit dem Ansatz der »teilweise verkörperten Macht«. Die 
Macht wird mit einem Projekt oder Prinzip identifiziert, 
das in einer fast, aber nicht vollständig unersätzlichen 
Person verkörpert ist; daher kann die Verkörperung 
des Projekts auch auf eine andere Führerfigur übertra-
gen werden. Dieser Ansatz dient auch der konzeptio-
nellen Erfassung der institutionellen Bedingungen und 
Prozesse, die der Versuchung der Anführer_innen, sich 
zur einzigen und wahren Stimme des gesamten Volkes 
aufzuschwingen, Grenzen setzen. Die demokratischen 
Institutionen dämpfen die Versuchung einer solchen 
Führerfigur, sich als Verkörperung des Volkes darzustel-
len. Am Beispiel einer Analyse der Traumata der Diktatur 
der 1970er Jahre sowie der mit populistischen Politik-
konzeptionen verbundenen Risiken (Auseinanderset-
zung zwischen Freunden und Feinden) erklärt Osvaldo 
Iazzetta, wie die argentinische Demokratie ausgehend 
von der Vorstellung der politischen Gegnerschaft und 
nicht der Feindschaft aufgebaut wurde. Damit konnten 
Institutionen und eine Zivilgesellschaft entstehen, die 
sich für die Verteidigung der Menschenrechte einsetz-
ten. In Argentinien gelang es so einer pluralistischen und 
vielschichtigen Gesellschaft, sich gegen die Versuche 
der Präsident_innen Néstor und Cristina Fernández de 
Kirchner5, die Politik zu einer manichäischen Auseinan-
dersetzung zwischen Guten und Bösen zu machen und 
den Konflikt zur Polarisierung der politischen Landschaft 
zuzuspitzen, erfolgreich zur Wehr zu setzen. In Venezu-
ela, Ecuador und Bolivien brachen dagegen die politi-
schen Parteien sowie die demokratischen Institutionen 
zusammen. Die Sozialisierung von Chávez und Correa, 
und in geringerem Umfang auch von Morales, erfolg-
te nicht nach verfassungsrechtlichen Spielregeln oder 
im Sinne einer kompromissorientierten Politik. Ebenso 
wenig gehörten sie politischen Parteien an, die nach 
traumatischen Erfahrungen mit autoritären Regimen die 
Errungenschaften der Demokratie neu schätzen lernten. 
Im Gegenteil, sie verknüpften den Neoliberalismus mit 
der liberalen Demokratie und versprachen, sämtliche 

5.	 Néstor Kirchner († 2010) war von 2003 bis 2007 Präsident Argen-
tiniens und wurde anschließend von seiner Frau Cristina Fernández de 
Kirchner in diesem Amt abgelöst. 

Institutionen der von ihnen so genannten bürgerlichen 
Demokratie in ihrem Sinne umzugestalten und neu zu 
gründen. Da ihr Ziel die Erlösung des Volkes von den 
durch den Neoliberalismus, die Globalisierung und die 
Parteienherrschaft verursachten Leiden ist, betrachten 
diese Präsidenten ihr politisches Mandat keineswegs als 
eines unter vielen. Sie stellen es vielmehr als historisches 
Moment zur Neugründung ihrer Republiken dar, als die 
Geburtsstunde einer zweiten Unabhängigkeit oder das 
Ende des Kolonialismus. Ihre Amtszeiten markieren den 
Bruch mit der von Unterdrückung und Leiden geprägten 
Vergangenheit und einen Neubeginn in Anlehnung an 
die Befreiungskämpfe ihrer Nationalhelden. 

Chávez, Correa und Morales geben vor, an der Spitze re-
volutionärer Prozesse zu stehen. Revolutionen beschleu-
nigen die historische Zeit und verpflichten dazu, Stellung 
zu beziehen. In Momenten des Umbruchs reduziert sich 
die gesellschaftliche Vielschichtigkeit auf zwei klar von-
einander getrennte Lager: das der Führerfigur, die das 
Volk und das Versprechen auf Erlösung verkörpert, und 
das der Feinde der Führerfigur, des Volkes und der Ge-
schichte. Der Revolutionsmythos schafft die Hoffnung, 
das Paradies auf Erden aufzubauen sowie die Unter-
drückung und das Leiden des Volkes zu beenden. Das 
Volk wird im Befreiungsprozess als tragendes Subjekt 
verstanden: Es hat gelitten, es ist rein und unverdorben 
von den mit der Globalisierung, dem Individualismus 
und dem Markt einhergehenden Lastern. Die Geschichte 
geht keineswegs zu Ende; vielmehr steht sie gerade erst 
am Anfang, denn die genannten Führerfiguren nehmen 
die Kämpfe des Volkes und der Nationalhelden wieder 
auf und führen das Volk letztendlich zu seiner Erlösung 
und der Herrschaft Gottes auf Erden. 

6. Schlussfolgerungen

Dieser Beitrag ist nicht der Auffassung, dass der Populis-
mus eine inhärente Bedrohung für die Demokratie dar-
stellt, er versteht ihn aber auch nicht als ihren alleinigen 
Retter. In Anlehnung an Mudde und Rovira wurde die 
Mehrdeutigkeit des Populismus hinsichtlich der Demo-
kratisierung untersucht. Die genannten Autoren gehen 
von Dahls Ansatz aus, wonach die Demokratisierung die 
Rechte der Opposition sicherstellt, damit diese sich un-
ter gleichen Bedingungen am politischen Wettbewerb 
beteiligen kann und gleichzeitig die Partizipation und 
Inklusion fördert. Muddes und Roviras vergleichende 
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Untersuchung des europäischen und lateinamerikani-
schen Populismus belegt, dass der Populismus antilibe-
ral, aber nicht notwendigerweise antidemokratisch ist. 
Der lateinamerikanische Populismus bezieht die mar-
ginalisierten Bevölkerungsgruppen mit ein und fördert 
gleichermaßen deren materielle und symbolische Inklusi-
on, garantiert jedoch nicht zwangsläufig die Rechte der 
Opposition.

Im Unterschied zu eindeutig normativen Positionen zu-
gunsten dieser Regierungssysteme sowie Kritiken, die 
sie als kompetitiv - autoritäre Regime charakterisieren, 
ermöglicht der von Lefort formulierte Ansatz der »teil-
weisen Verkörperung« die Analyse einiger Ambivalen-
zen des Populismus für die Demokratisierung. Das Risiko, 
dass populistische Regierungssysteme den demokrati-
schen Raum eingrenzen, ist real; gleichzeitig widersetzen 
sich aber die Zivilgesellschaft und die liberalen demokra-
tischen Institutionen solchen Versuchen. Populistische 
Regierungssysteme treten nicht nur in Hybrid - Form auf; 
viele verfolgen eine Stärkung der Partizipation und In-
klusion der Unterschichten. Das Spannungsverhältnis 
zwischen verstärkter Inklusion und der Gefahr, dass sich 
die Führerfigur des Volkswillens bemächtigt, nimmt im 
Populismus von Fall zu Fall unterschiedliche Formen an. 
Insofern bestehen trotz gegensätzlicher Wirtschafts-
politik Gemeinsamkeiten zwischen dem Populismus 
Correas in Ecuador und Fujimoris in Peru, da sich beide 
nicht für eine Vertiefung der politischen Partizipation der 
Bevölkerung über die Wahlen hinaus eingesetzt haben; 
darüber hinaus ähnelt sich ihre Konzeption einer tech-
nokratischen Politik. In beiden Fällen verknüpften die 
Führerfiguren die populistische Aneignung des Volkswil-
lens mit der technokratischen Wissensaneignung zur ge-
sellschaftlichen Umgestaltung, ohne dabei die Meinung 
der Bürger_innen zu berücksichtigen. Dagegen bewegte 
sich Chávez‘ Populismus in Venezuela einerseits zwi-
schen der Förderung der Partizipation der Bevölkerung 
und andererseits der Bemächtigung des Volkswillens 
durch die Führerfigur. Indem sie neue Partizipationsme-
chanismen einführten und die Unterschichten gegen die 
Opposition mobilisierten, versuchten Correa und Fuji-
mori, sich die staatlichen Initiativen zur Vertretung ihrer 
Interessen zu eigen zu machen. Morales ist schließlich 
nicht dazu in der Lage, sich des Willens der Bevölkerung 
zu bemächtigen, da sich seine Führung auf autonome 
soziale Bewegungen stützt, die er benötigt, um mit der 
Opposition zu verhandeln. 

Der Populismus steht sowohl für die Erneuerung der par-
tizipatorischen und egalitären Ideale der Demokratie als 
auch für die Möglichkeit, die gesellschaftliche Vielfalt zu 
leugnen. Ohne diese Vielfalt droht das demokratische 
Ideal aber zum autokratischen und plebiszitären Beifall 
für die Führerfigur als Verkörperung des Einheitswillens 
des Volkes zu verkommen. Wenn auch der Populismus 
die Partizipation der Ausgeschlossenen und Desinteres-
sierten fördert, so erkennt sein Verständnis von Demo-
kratie als homogener Volkswille oder als Identifikation 
von Führerfigur und Nation im Kern weder den Pluralis-
mus noch die rechtsstaatlichen Verfahren an. 

Der Populismus stellt eine Form politischer Einbeziehung 
dar, der sowohl demokratisierende als auch autoritäre 
Züge anhaften. Während er einerseits die Demokratie 
erneuert sowie die sozialen Ungleichheiten und alltäg-
lichen Erniedrigungen von Armen und Nichtweißen 
politisiert, kann er andererseits Repräsentationsformen 
hervorbringen, die in der Anti - Utopie der Einheit zwi-
schen dem Volk und dem Willen der Führerfigur die ge-
sellschaftliche Vielfalt leugnen. Der Populismus schwankt 
letztlich zwischen einem Verständnis der Gesellschaft als 
homogener Interessengemeinschaft und der Politisie-
rung der Marginalisierten mit dem Ziel, benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen einzubeziehen. 
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